Tierschutz im Grundgesetz - 

ein Ende der Tierquälerei?

Nur das Verbandsklagerecht kann zur regelmäßigen

Anwendung des Tierschutzgesetzes führen.

Rechtsanwalt Wolfgang Schindler - 22. Mai 2002

In der Hand meist eigeninteressierter Menschen liegt das Schicksal von ständig etwa 200 Millionen Tieren in Deutschland (Landwirtschaft, Tierversuche). Ein erheblicher Teil dieser Tiere wird unter Verletzung einschlägiger Gesetze mehr oder weniger gequält, weil dies für die Tiernutzer mit finanziellen Vorteilen verbunden ist.

Kann das Tierschutzgesetz hieran etwas ändern, insbesondere nachdem Tierschutz nun sogar Staatsziel geworden ist? Im Prinzip ja, aber eine Hürde bleibt: Das Gesetz reicht nur so weit, wie es in der Praxis auch durchgesetzt wird (Vollzug).

Die zuständigen Behörden sind zur Anwendung und Überwachung des Tierschutzgesetzes verpflichtet und bestimmen demnach die Bedingungen der Tiernutzung mit. Trotzdem sind gesetzmäßige Haltungsbedingungen selten. So wurde über Jahrzehnte die Käfigbatteriehaltung von Legehennen nicht nur geduldet, sondern als gesetzmäßige Haltung definiert und sogar durch eine Verordnung scheinlegitimiert. Weiter drängen sich nicht nur bei der Haltung von Puten und Schweinen Vollzugsdefizite auf - nachhaltige Verletzungen des Tierschutzgesetzes. Jüngstes Beispiel (BamS, 17.3.2002): Kaninchen werden in engen Käfigen auf Drahtböden gehalten, obwohl das Tierschutzgesetz für jedes Tier eine „verhaltensgerechte“ Unterbringung vorschreibt. Die Behörden können wohl kaum das Urteil des höchsten deutschen Gerichtes zur Legehennenhaltung vom 7. Juli 1999 vergessen haben, das ausführlich darstellt, was „verhaltensgerecht“ heißt. Hennen müssen Scharren und Picken, Kaninchen Wühlen und Nagen können. 

Warum sind die Behörden offenbar auf einem Auge blind? Weil sie sich so Schwierigkeiten und Aufwand ersparen. Sobald eine Behörde in Anwendung des Tierschutzgesetzes z.B. Haltungsverbote oder Haltungsbeschränkungen ausspricht, riskiert sie, vom betroffenen Tiernutzer vor die Verwaltungs-gerichte gezerrt zu werden. Dort warten hochbezahlte Anwälte und professorale Gutachter, um Richtern nahe zu bringen, dass Tiernutzer rechtmäßig handeln. Für die Behörde stellt die Anwendung des Tierschutzgesetzes im Interesse der betroffenen Tiere also eine höchst unattraktive Handlungsalternative dar. 

Einen derartigen Misstand - das einseitige Fehlen der rechtsstaatsimmanenten Gewaltenkontrolle - gibt es nur im Bereich des Tierschutzrechtes. Völlig undenkbar wäre es beispielsweise, wenn nur der Bauträger eine Baugenehmigung gerichtlich prüfen lassen könnte, aber nicht der betroffene Eigenheimbesitzer, der einen 20-stöckigen Bau dulden soll. 
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Im Tierschutzrecht gilt: Für die Tiere nachteilige Behördenentscheidungen können nicht von Gerichten überprüft werden. Ein Risiko geht die Behörde nur ein, wenn sie tierfreundlich gesetzmäßig entscheidet. Mit keinem Risiko verbunden ist dagegen jede tierfeindliche Entscheidung. 

Wer das ändern will, der muss dem einseitigen Druck - der Möglichkeit der Tiernutzer, Behörden zu verklagen - etwas entgegensetzen. Auch Tierschutzverbände müssen das Recht erhalten, Behörden-entscheidungen mit Hilfe der Gerichte zu überprüfen. Erst dann werden Behörden dazu neigen, das Tierschutzgesetz korrekt anzuwenden.

Wenn schon nicht die Tiere selbst ihren Schutz einklagen können, so muss dieses Recht zumindest den Tierschutzverbänden zustehen. Auf dem Gebiet des relativ jungen Naturschutzrechtes ist das Verbandsklagerecht mittlerweile Wirklichkeit. Dringlicher ist es auf dem Gebiet des Tierschutzes, wo es um die Belange von Milliarden (allein mehr als 1100 Millionen Legehennen wurden bisher in Deutschland in der Käfighaltung verschlissen) unserer „Mitgeschöpfe“ geht, die dem Menschen ähnlich leiden und Schmerzen empfinden können.

